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KOPF IN DEN SAND UND RÜCKWÄRTS 
UNTER NEUE DÄCHER? 
 
(hb) BNU-Mitglieder und -Fach-
gesellschaften suchen nach wie vor 
nach einer verbandspolitischen Zu-
kunft. Dabei zeigt sich, daß es keine 
klar zu bestimmende "Linie" gibt. Für 
jede(n) Einzelne(n) sind in jedem 
Bundesland im Osten der Bundesrepu-
blik die Ausgangsbedingungen unter-
schiedlich. Wohl die wichtigste: Man 
muß erst einmal mit dem Hintern an 
die Wand kommen und mit seinem (ih-
rem) erlernten und/oder ausgeübten 
Beruf überleben oder neue suchen.  
Darüberhinaus: Die Spezialisierung 
und weitere Differenzierung der In-
teressen schreitet voran, die Zurück-
haltung, sich unter den veränderten 

Bedingungen praktisch neu zu 
organisieren, ist allgemein groß. 
Geld und Motivation sitzen gleicher-
maßen fest. Wenn überhaupt, so grün-
det sich zunächst Verein um Verein. 
Die Neigung, aus dem jeweiligen Spe-
zialinteresse eine Institution zu ma-
chen, ist größer als die Neigung zu 
breitem umweltpolitischem Engagement. 
Die Abneigung gegen die Westimporte 
ist beträchtlich. Wat dei Buur nich 
kennt, dat frett hei nich! Und wat 
hei kennt, is dat meiste uk nich'.  
Viele der bisherigen Mitglieder des 
BNU bzw. der früheren GNU scheinen 
sich erst einmal überhaupt nicht wei-
ter organisieren zu wollen.  
Das mag zwei wesentliche Gründe ha-
ben. Der eine besteht in der Wandlung 
der materiellen Grundlage des BNU: Je 
besser die Mitglieder in den 
Landesverbänden und Fachgesellschaf-
ten das "Vakuum" in der ersten Hälfte 
dieses Jahres gefüllt haben und den 
Übergang von einem staatlich subven-
tionierten Verband zu einem Mitglie-
derverband, der sich durch seine ei-
genen Mitgliedsbeiträge, durch Ver-
kauf von Informationsmaterial und 
durch Spenden selbst trägt, bewerk-
stelligen, desto besser gelang oder 
gelingt auch die Konsolidierung.  
Das Bett des Kulturbundes, des quasi 
staatlichen Alimenteurs, ist noch zu 
warm, und wenn nicht, dann scheinen 
andere attraktiver, statt ein eigenes 
(neu) zu beziehen.  
Oft genug hören wir in der Ge-
schäftsstelle (sinngemäß, in vielen 
Schattierungen): "Tja, wenn der Kul-
turbund uns (!?) nicht mehr finanzie-
ren kann, dann bleibt uns wohl nichts 
anderes übrig, als woanders hinzuge-
hen...". Und dort? Müssen dort keine 
(höheren) Beiträge gezahlt werden? 
Könnten die nicht gleich dem (bekann-
ten) BNU zufließen, zumal der nun ei-
genständig ("e.V.") ist, mit modernen 
Zielen und einer modernen Satzung? 
Offenbar ist die Meinung verbreitet, 
da sei schon irgendwo ein Dach, das 
für die Wohnungssuchenden die Räume 
bietet und die alten Tapeten dazu.  
Wie so oft weit gefehlt: Ob beim BNU, 
beim BUND, beim NSBD, wo auch immer: 
die Mitgliedsbeiträge werden bei etwa 
50,- DM liegen, pro Jahr. Und ob das 
reicht, um die in der DDR ge-
wachsenen, spezifischen Interessen 
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der Basisgruppen vor Ort zu befriedi-
gen, das soll mal jemand garantieren. 
DIE BASIS ARBEITET WEITER 
 
Der Koordinierende Rat des BNU e.V. 
empfahl auf seiner Sitzung am 
30.8.1990 aufgrund inhaltlicher Kri-
terien (u.a. breite natur- und um-
weltpolitische Ausrichtung, Arbeit in 
fachspezifischen bzw. interessenspe-
zifischen Arbeitskreisen und Fach-
gruppen oder -verbänden) ein Zugehen 
auf den BUND.  
Dies war zu dieser Zeit in einem Lan-
desverband bereits weiter gediehen 
(Brandenburg, der den Status eines 
BUND-Landesverbandes beantragt hat), 
in Sachsen steht nun das Zusammen-
gehen in Form eines "historischen 
Kompromisses" bevor, in Sachsen-An-
halt steht zur Zeit die Stabilisie-
rung der BNU-Arbeit, u.a. durch die 
"e.V."- Gründung im Vordergrund, in 
Thüringen wird dies angestrebt, in 
Mecklenburg-Vorpommern steht eine 
"Dreiteilung" der (interessierten) 
Mitgliedschaft (BNU, BUND und Natur-
schutzbund) an, in Berlin wurden er-
ste Schritte gegangen, um nach der 
überstürzten Auflösung des BNU-Be-
zirksvorstandes (ohne Rückhalt bei 
den Gruppen) im Frühjahr wieder ins 
Gespräch mit den (ehemaligen) Mit-
gliedern, die immer noch in BNU-Grup-
pen aktiv sind und mit anderen Orga-
nisationen bzw. örtlichen Initiativen 
zu kommen.  
Dies sind jedoch nur Merkmale oder 
Vorgänge auf der "strategischen" 
Ebene.  
Eine andere, wichtigere ist die Basis 
des BNU. Die Basisgruppen arbeiten 
vielerorts weitgehend wie bisher wei-
ter. Und es gibt auch noch etliche 
GNU-Gruppen (z.B. im Bezirk Suhl), 
die sich für die Erhaltung der Umwelt 
vor Ort einsetzen. Bei insgesamt wi-
dersprüchlichen Informationen scheint 
es ein schwieriges Unterfangen zu 
werden, auch angesichts der 
schwerwiegenden sozialen Umwälzungen, 
die Umweltschutzbewegung in den Bun-
desländern der BRD-Ost (wieder) zu 
starken Mitgliederverbänden zu verei-
nen, die dann gemeinsam ein gewichti-
ges Wörtchen mitreden bei Planungen 
und Entscheidungen über die zukünf-
tige Umweltnutzung. Das bestätigen 
Erfahrungen aller Umwelt-

schutzverbände, denn BUND und Natur-
schutzbund (NSBD) können auch nicht 
gerade mit "Eintrittswellen" glänzen. 
Im Gegenteil. 
Nun zu den Nachrichten aus den Län-
dern im einzelnen: 
 
Magdeburg. Anfang September gründete 
sich in Magdeburg im Beisein des Prä-
sidenten des BNU, Dr.Peter Hentschel 
(Halle), der BNU Sachsen-Anhalt e.V.. 
Er beantragte die Registrierung mit 
Sitz in Magdeburg. Als Vorsitzender 
wurde Prof.Dr.Giselher Schuschke 
(Magdeburg) gewählt, als Geschäfts-
führer Dr.Uwe Wegener (Halberstadt). 
Stellvertretende Vorsitzende sind 
Dr.Werner Wandelt (Quedlinburg) und 
Dieter Lautenschläger (Magdeburg). 
Dieser Vorstand versteht sich als Ar-
beitsvorstand, der ausdrücklich nur 
bis zu einer Mitgliederversammlung 
amtieren will, die am 10.November in 
Halle stattfinden soll. Zu dieser 
Mitgliederversammlung sind alle bis-
herigen BNU-Mitglieder eingeladen. 
Wichtigster Tagesordnungspunkt wird 
die Diskussion über die Lage und Zu-
kunft des BNU sein. Der Vorstand des 
BNU Sachsen-Anhalt hofft darauf, daß 
sehr viele Mitglieder, aber auch In-
teressierte den Weg nach Halle fin-
den, um darüber zu beraten, wie die 
verbandspolitische Arbeit im Natur- 
und Umweltschutz auf Landesebene ge-
meinsam weitergehen kann, mit dem 
Hauptziel, bewährte Ar-
beitsstrukturen, Identitäten, Kon-
takte und Inhalte zu erhalten, wie-
derherzustellen oder auszubauen. Ins-
besondere soll auch darüber infor-
miert und diskutiert werden, welchen 
Sinn ein Landesverband für Natur und 
Umwelt hat (z.B. Inhalt und Bedeutung 
des §29 Bundesnaturschutzgesetz) und 
wie sich ein landesweit tätiger Ver-
ein des Natur- und Umweltschutzes un-
ter den neuen Bedingungen am Leben 
erhalten kann oder muß. Der genaue 
Ort und die genaue Uhrzeit der 
Mitgliederversammlung werden in per-
sönlichen Anschreiben noch durch den 
amtierenden Landesvorstand bekanntge-
geben.  
 
Dresden. Am 24.9.1990 fand in Dresden 
ein Treffen zwischen dem Vorstand des 
BNU Sachsen und Vertretern des BUND 
(Peter Westenberger, stellv. Ge-
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schäftsführer, Bonn und Stefan Bund-
scherer, Mitarbeiter im Ost-West-
Koordinationsbüro, Berlin-West) 
statt. Anlaß des Treffens war, Mög-
lichkeiten und Formen des Zusammenge-
hens BNU-BUND zu erörtern. Da in 
Sachsen bereits seit längerem ein 
"Bund für Umwelt und Naturschutz 
Sachsen" (BUNS) existiert, schien ein 
Zusammengehen bei Wahrung eines 
Höchstmaßes an Eigenständigkeit und 
an Erhaltung bewährter Arbeitsstruk-
turen schwierig. Es wurde jedoch ein 
geeigneter Vorschlag erarbeitet, der 
erstens vorsieht, einen gemeinsamen, 
paritätisch besetzten "Ar-
beitsausschuß" zwischen BNU und BUNS 
zu bilden mit dem Ziel, im ersten 
Quartal des nächsten Jahres eine Mit-
glieder (delegierten) -Versammlung 
beider Verbände einzuberufen, auf der 
dann ein neuer, aus Vertretern oder 
Vertreterinnen beider Verbände zusam-
mengesetzter Vorstand eines starken, 
gemeinsamen Landesverbandes des Bun-
des für Umwelt und Naturschutz (BUND-
Sachsen) gewählt werden soll. Zwei-
tens sollen die bestehenden BNU-Ar-
beitsstrukturen (Fachverbände, -ge-
sellschaften, Arbeitskreise) auf-
rechterhalten werden.   
 
 
Schwerin/Rostock. Am 29.9.1990 fand 
in Rostock ein Vorbereitungstreffen 
zur Gründung des Bund für Umwelt und 
Naturschutz Mecklenburg-Vorpommern 
statt. Diese Gründung soll am 
20.10.1990 erfolgen. Zur Vorbereitung 
waren Vertreter und Vertreterinnen 
der bestehenden Kreisgruppen des BUND 
sowie Vertreter und Vertreterinnen 
des BNU Mecklenburg-Vorpommern ein-
geladen. Gegenstand des Treffens war 
auch die Diskussion über das Ergebnis 
der Umfrage, die seit Ende August in-
nerhalb des BNU durchgeführt wurde, 
um die Orientierungswünsche der BNU-
Mitglieder zu ermitteln. Die Umfrage 
wurde jedoch nur spärlich beantwortet 
(weniger als 5% Rücklauf), und es kam 
nichts heraus, was nicht schon be-
kannt war. In Rostock, Schwerin und 
Neubrandenburg gibt es eine er-
kennbare Neigung zum BUND, ins-
besondere in den ländlichen Gebieten 
einen Übergang zum Naturschutzbund 
(vor allem die Ornithologen), ein 
Drittel der Antwortenden wollte wei-

terhin im Rahmen des bestehenden BNU 
wirken. 
 
 
Erfurt. Am 14.9.1990 fand in Erfurt 
im Haus des Kulturbundes eine Sitzung 
des BNU-Landesvorstandes Thüringen 
statt. Es wurde beschlossen, im Renn-
steiggarten/ Oberhof am 12. und 
13.10.1990 eine "Klausurtagung" 
durchzuführen, auf der die Ein-
berufung einer Mitgliederdelegierten-
tagung vorbereitet werden soll, mit 
dem Ziel der Gründung eines "BNU Thü-
ringen e.V.". Derzeit wird geprüft, 
in welcher Form die Anerkennung des 
BNU als §29-BNatSch-Verband erreicht 
werden kann.  
In Thüringen gestaltet sich die Zu-
sammenarbeit mit dem BUND noch 
schwierig. Offenbar ist dies auf feh-
lende Kommunikationsstrukturen für 
die "Vergangenheitsbewältigung" zu-
rückzuführen. Der Landesvorstand des 
BNU will weiterhin die Zusammenarbeit 
anstreben, zumal sich kürzlich auf 
einer gemeinsamen Veranstaltung von 
BNU und BUND trotz Suche keine in-
haltlichen Differenzen zwischen BNU 
und BUND zeigten.   
Der Kulturbund e.V. Thüringen will 
versuchen, in Erfurt das bisher von 
ihm verwaltete Gebäude zu halten und 
dann ab dem kommenden Jahr Räume die-
ses Hauses für alle interessierten 
Umweltschutzgruppen zur Verfügung zu 
stellen. Dieser Gedanke wurde vom 
BNU-Landesvorstand sehr positiv auf-
genommen, angesichts der Schwierig-
keiten, die sich derzeit ergeben, 
wenn es darum geht, Räume kostengün-
stig anzumieten. Es wurde von seiten 
des Kulturbundes jedoch auch deutlich 
gemacht, daß es irgendwelche (Ar-
beits-) Beziehungen sein sollten, die 
eine kostenlose Überlassung von Räu-
men rechtfertigen würden. 
 
 
Frankfurt/Oder. In Brandenburg wird 
nun eine landesweite Aktion des BNU 
e.V. zur Werbung von Mitgliedern in-
ganggesetzt. Bekanntlich hatte sich 
hier der BNU bereits im Mai d.J. ge-
gründet. Erst jetzt wurde jedoch die 
materielle Grundlage für eine breite 
Werbeaktion gesichert. 
Einen der ersten Erfolge gab es am 
26.9.1990 in Guben, wo sich eine mit-
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gliederstarke Kreisgruppe des BNU ge-
gründet hat. 
Einen guten Start hat auch die Um-
weltanalytik Brandenburg GmbH hinter 
sich. Mit dem mobilen Meßwagen wurden 
bereits mehrere Einsätze vor Ort ge-
fahren und Messungen der Umweltbela-
stungen durchgeführt, so z.B. in Bit-
terfeld. 
 
Frankfurt/Oder. Der BNU Brandenburg 
e.V. gab kürzlich eine Broschüre mit 
dem Titel "Umweltbericht Frank-
furt/Oder" heraus. Das Heft kostet 
4,- DM und ist in der Geschäfts-
stelle, Otto-Nuschke-Str.34, 1200 
Frankfurt/Oder erhältlich. Ziel der 
Broschüre ist es, eine Übersicht über 
die Umweltsituation im Bezirk insge-
samt zu geben, dabei territoriale 
Schwerpunkte sichtbar zu machen und 
erste prinzipielle Schlußfolgerungen 
zu ziehen. Am Ende eines jeden, über 
die medialen Umweltprobleme informie-
renden Kapitels werden solche 
Schlußfolgerungen gezogen, wie 
Veränderungen zugunsten der Umwelt 
herbeigeführt werden können. Die Bro-
schüre wurde mit Unterstützung des 
BUND gedruckt.  
 
Berlin. In Zusammenarbeit mit Mit-
gliedern des BNU wird die Durchfüh-
rung einer Diskussionsveranstaltung 
im Oktober vorbereitet, zu der aktive 
Natur- und Umweltschützer und -schüt-
zerinnen (ehemalige und Noch-BNU-Mit-
glieder) bzw. Mitglieder von BNU-
Fachgruppen eingeladen werden. Ziel 
ist es, über die veränderte Situation 
des Natur- und Umweltschutzes nach 
dem 3.10.1990 und über die Bedeutung 
einer verbandspolitischen (Re-) Orga-
nisierung zu diskutieren. In Berlin-
Ost gibt es zwar eine nur noch schwer 
überschaubare Fülle von meist örtli-
chen Initiativen, Institutionen Grup-
pen, Interessengemeinschaften und 
Vereinen des Natur- und Um-
weltschutzes, jedoch keinen wirksamen 
Dachverband. Um im zukünftigen Land 
Berlin gerade angesichts der vielen 
Aufgaben der Stadterneuerung in Ber-
lin-Ost einen gewichtigen Einfluß auf 
die zukünftige Umweltgestaltung neh-
men zu können, stellt sich praktisch 
die Frage der Zusammenarbeit für die 
vielen Einzelgruppen und inter-
essierten Personen.  

MITGLIEDERWERBUNG NOTWENDIG 
 
Wie auch immer die Orientierung im 
einzelnen aussieht: Jeder Landesver-
band, jede Bezirks-, Kreis- oder 
Ortsgruppe steht vor dem Problem, in 
Zukunft die Arbeit vor allem durch 
Mitgliedsbeiträge und durch das Ein-
werben von Spenden zu sichern oder 
neu anzuschieben. Dabei wird die Un-
terstützung durch die Kommunen, durch 
die Zuweisung z.B. von Bußgeldern, 
die für Umweltvergehen von den Ver-
waltungsgerichten erhoben werden und 
durch die Landesstiftungen für Um-
welt- und Naturschutz sowie durch die 
Landesregierungen eine wichtige Rolle 
spielen. Hier gilt es, sich auf 
schnellstem Wege Fachwissen darüber 
einzuholen bzw. anzueignen, wie sich 
die sogenannten "non-profit-organiza-
tions", zu denen Umweltschutzvereine 
und -verbände gehören, behaupten kön-
nen. 
 
 
BNU NUN SELBSTÄNDIG 
 
Berlin (hb). Seit dem 26.9.1990 ist 
der Bund für Natur und Umwelt als 
Verein registriert worden, ist somit 
rechtsfähig und kann nun das "e.V." 
in seinem Namen führen. Die Gründung 
war notwendig geworden, weil nur so 
speziell für die Natur- und Um-
weltschutzarbeit gedachte För-
dermittel beantragt werden können. In 
einem ersten Schreiben wurde der da-
malige DDR-Umweltminister Steinberg 
aufgefordert, für eine gerechte Ver-
teilung der für die Unterstützung der 
auf DDR-Gebiet aktiven Umweltverbände 
gedachten Mittel zu sorgen. Ein sol-
ches Schreiben wurde auch vom BUND 
verfaßt, denn bis Mitte September 
hieß es noch, daß die Mittel nur den 
Verbänden zufließen sollten, die be-
reits nach §29 BNatSchG anerkannt wa-
ren. Und das war nur der 
DBV/Naturschutzbund. Diese Klausel 
ist allein schon deshalb eigenartig, 
wo doch bislang kein Planungsverfah-
ren bekanntgeworden ist, bei dem der 
§29 eine Rolle spielte...  
Eine Antwort erhielten wir vom Um-
weltminister nicht (mehr). Die 
Selbstauflösung war wohl dringender. 
Dazu aber noch weiter unten. 
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Nunmehr kann der BNU e.V. auch in 
rechtsfähige Vertragsverhandlungen 
mit dem Kulturbund e.V. eintreten, 
z.B. zur langfristigen Sicherung sei-
nes Archivs, zur Nutzung von Räumen 
etc. In diesem Zusammenhang ist zu 
erwähnen, daß der Kulturbund e.V. 
sich in Berlin das Ziel gesetzt hat, 
seine Räume in der Otto-Nuschke-Str.1 
für die (ehemaligen) Fachgesellschaf-
ten, also auch der BNU e.V., die in 
noch auszuhandelnden Arbeits- oder 
sonstigen Beziehungen mit dem Kultur-
bund bleiben, kostenlos zur Verfügung 
zu stellen.  
 
 
NÄCHSTE TAGUNG DES KOORDINIE-
RENDEN RATES DES BNU AM 
27.10.1990 IN BERLIN 
 
(hb) Am 27.10.1990, 11 Uhr, wird in 
Berlin (Bundesgeschäftsstelle, Johan-
nisstr.2, 1030 Berlin) die nächste 
Sitzung des Koordinierenden Rates 
stattfinden. Die Tagesordnung sieht 
unter anderem Diskussionen vor über 
 
-die neuesten BNU-Entwicklungen in 

den Landesverbänden, Bezirks-, 
Kreis- und Ortsgruppen, 

-die Entwicklungen der ZFA, Gesell-
schaften, Arbeitskreise und Inter-
essengruppen, 

-die Zukunft als Dachverband, 
-Handlungsempfehlungen zur verbands-

politischen Arbeit, 
-die weitere Zusammenarbeit mit dem 

BUND, 
-die weitere Zusammenarbeit mit dem 

Naturschutzbund,  
-Möglichkeiten und Tips zur finan-

ziellen Absicherung des BNU e.V., 
die sich nunmehr aus der Ei-
genständigkeit ("e.V.") und Ge-
meinnützigkeit des BNU ergeben. 
Hier müssen die Mitglieder durch 
Informationen und Beratung mög-
lichst unterstützt werden. Zu den-
ken ist in erster Linie an Anfra-
gen und Anträge an Stiftungen, An-
träge auf institutionelle Förde-
rung durch die neuen Landesregie-
rungen, Beantragung von ABM- und 
Zivildienst-Stellen bei den zu-
ständigen Arbeitsämtern bzw. 
Kreiswehrersatzämtern, direkte ma-
terielle Unterstützung von BNU-
Gruppen vor Ort (Anträge an Ge-

meinderäte, Stadträte, Landkreise, 
Anträge an Veraltungsgerichte auf 
Zuweisung von Bußgeldern, die für 
Umweltvergehen anfallen) usw.. 

 
 
BNU MITVERANSTALTER VON TAGUNG 
ZUM ÖKOLOGISCHEN LANDBAU 
 
Berlin (hb). Im Dezember 1990 wird in 
Berlin eine Tagung stattfinden zum 
Thema Landwirtschaft und Umwelt/ Öko-
logischer Landbau als Alternative zu-
künftiger Landnutzung (genaues Ta-
gungsthema liegt Anfang Oktober vor). 
Veranstaltet wird die Tagung von der 
Grünen Liga, dem BUND, der Initiative 
Ökologischer Landbau und dem BNU. 
Weitere Informationen im nächsten 
BNU-Brief oder über die Ge-
schäftsstelle BNU (c/o H.Behrens). 
 
 
BUND-AKTIONEN 
 
(hb) Derzeit laufen in den ehemaligen 
DDR-Ländern Aktionen des BUND. Zum 
einen bittet der BUND um Informatio-
nen über Planungen und Maßnahmen vor 
Ort, die umweltgefährdend sind. Mit-
hilfe dieser Informationen soll eine 
"Schwarze Liste" von Umweltsünden in 
den ostdeutschen Bundesländern er-
stellt werden. Zum andern führt der 
BUND eine Kampagne "Rettet die Allee-
bäume" durch (s.Anlage), die durch 
die zu erwartenden verkehrsinfra-
strukturellen Maßnahmen im Zuge des 
sprunghaft ansteigenden individuellen 
KFZ-Verkehrs in der ehemaligen DDR 
begründet ist (die "Revolution" ko-
stete auf diesem Wege bereits 1.600 
Menschen das Leben). Beide Aktionen 
können unterstützt werden durch Zu-
schrift an den BUND-Landesverband 
Berlin-West, Jagowstraße 13, 1000 
Berlin 21 oder an den BNU, PF 34, 
1030 Berlin. 
 
 
NATURSCHUTZBUND VERANSTALTETE 
TREFFEN MIT BNU-ZFA-VORSITZEN-
DEN 
 
Berlin (sh) Am 14.9.1990 hatte der 
Naturschutzbund die Vorsitzenden von 
Fachgesellschaften und anderen Ein-
richtungen des BNU eingeladen, um 
über die Arbeit des Naturschutzbundes 
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und über ein mögliches Zusammengehen 
zu diskutieren. 
An der Beratung nahmen teil: Dr. 
H.Dörfelt (Mykologische Gesellschaft 
im BNU), Dr. J.Haensel (AK Fleder-
mäuse beim ILN/ Tierpark Berlin), Dr. 
Ch.Kaatz (AK Weißstorch im BNU), Dr. 
G.Müller-Motzfeld (i.V. Entomofauni-
stische Gesellschaft im BNU), 
H.Nabrowsky (i.V. Feldherpetologie im 
NSBD), Prof. Dr. M.Stubbe (Säuge-
tierkunde an ML-Univ. und AG Greifvö-
gel und Eulen an ML-Univ. und BNU), 
Dr. U.Voigtländer (Sprecherrat Geobo-
tanik im BNU), Doz. Dr. 
D.Wallschläger (Fachausschuß Ornitho-
logie im NSBD), S.Hamsch (Bundesge-
schäftsstelle des BNU), vom Veran-
stalter: G.Mitlacher (Bundesge-
schäftsstelle Naturschutzbund 
Deutschlands-Bonn), Prof. Dr.M.Succow 
u. Dr.R.Caspar (beide Geschäftsstelle 
Berlin NSBD). 
Nach der Eröffnung und Vorstellung 
der Teilnehmer durch Prof.Succow in-
formierten R.Caspar und G.Mitlacher 
über die Arbeit des Naturschutzbundes 
Deutschland (vorher Deutscher Bund 
für Vogelschutz, DBV). Dabei kam zum 
Ausdruck, daß im Interesse des Natur- 
und Umweltschutzes ein vernünftiges 
Miteinander der vier Verbände BNU, 
BUND, Grüne Liga und NSBD/DBV vonnö-
ten ist. Der Naturschutzbund ist be-
müht, künftig bundesweite Fachaus-
schüsse für die naturschutzrelevanten 
biologischen Fachbereiche zu schaffen 
und zu unterstützen. Dazu wurden die 
anwesenden Vertreter gebeten, über 
ihr Fachgebiet kurz zu berichten und 
dabei aufzuzeigen, welche Möglichkeit 
sie zur Weiterführung ihrer Tätigkeit 
sehen und wieweit eine Zusammenarbeit 
mit dem Naturschutzbund angestrebt 
wird. 
Nach den Ausführungen der Vertreter 
des Naturschutzbundes informierte 
S.Hamsch kurz über die Lage im Bund 
für Natur und Umwelt (BNU), in dem 
ein Teil der hier vertretenen Fachge-
sellschaften z.Zt. (noch) wirksam 
ist. Grundlage bildete die Beratung 
des Koordinierenden Rates des BNU am 
30.August 1990 in Berlin (s.Protokoll 
in Verbindung mit dem BNU-Brief 
1/90).  
Im Namen des BNU- Bundesge-
schäftsführers H.Behrens und im Auf-
trag des Präsidiums wurde ebenfalls 

das Interesse des BNU an einer all-
seitigen guten Zusammenarbeit zum 
Ausdruck gebracht. Es wurde auf die 
Bildung von Landesvorständen des BNU 
und die Zusammenarbeit mit dem BUND 
bis hin zur vorgesehenen Bildung von 
Landesgeschäftsstellen hingewiesen. 
In den Berichten der Vertreter der 
Fachgesellschaften wurden folgende 
Standpunkte bezogen: 
H.Nabrowsky erläuterte, daß die vor-
rangige Naturschutzaufgabe der Feld-
herpetologen dazu führte, jetzt zum 
überwiegenden Teil im Naturschutzbund 
zu wirken. Einzelne Gruppen, wie z.B. 
Rostock, wirken weiterhin im BNU. 
Außerdem verwies er darauf, daß die 
Berliner Dendrologen noch nach Mög-
lichkeiten zur Weiterarbeit suchen. 
Dr. Wallschläger erläuterte den Über-
gang eines großen Teils der Ornitho-
logen vom Kulturbund zum DBV, von der 
ZFA-Sitzung im Dezember 1989 bis zur 
Delegiertenkonferenz im März in Pots-
dam. Er begrüßte die Schaffung ähnli-
cher Strukturen, wie sie sich jahr-
zehntelang im Kulturbund bewährt ha-
ben, im Naturschutzbund. 
Dr. Müller-Motzfeld nahm im Auftrag 
von Prof. Dr.Klausnitzer teil. Er 
kritisierte zunächst das Vorgehen des 
DBV im Frühjahr, z.B. im Bezirk Ro-
stock. Bei den Entomologen tendieren 
einige Gruppen im Süden zum BUND, der 
größte Teil ist für eine eigene En-
tomofaunistische Gesellschaft, die 
zumindest vorerst weiter beim BNU 
verbleiben wolle. 
Dr.Voigtländer wird den Sprecherrat 
des Bereiches Geobotanik am 
10.Oktober 1990 einladen und die heu-
tige Beratung auswerten. Dabei soll 
die Situation auf der Länderebene 
dargelegt werden und anschließend 
Empfehlungen zur künftigen bun-
desweiten Zusammenarbeit diskutiert 
und beschlossen werden. 
Dr.Kaatz will die im März d.J. in der 
Arbeitskreisleitung getroffene Ent-
scheidung aufgrund der veränderten 
Situation (u.a. mit der vorgesehenen 
Schließung der hauptamtlichen Fachab-
teilung zum Jahresende) auf einer er-
neuten Leitungsberatung am 10. Novem-
ber 1990 zur Diskussion stellen. Da 
auch das Weitererscheinen des Mittei-
lungsblattes und die weitere haupt-
amtliche Besetzung des Storchenhofes 
zur Debatte stehen, ist eine engere 
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Zusammenarbeit mit dem NSBD in Aus-
sicht genommen. Jedoch sollen das die 
Mitglieder entscheiden. 
Dr.Dörfelt hob hervor, daß die Myko-
logen trotz anderer Vorstellungen in 
Dresden bisher zusammengehalten wer-
den konnten. Auf der Fachgruppenlei-
tertagung im April 1990 wurde der ZFA 
in die Gesellschaft für Mykologie um-
benannt und ein Vorstand gewählt. Die 
Mykologen sind somit weiterhin Teil 
des BNU. Die Betreuung und Finan-
zierung ist derzeit auch bis zum Jah-
resende gesichert. Das Interesse der 
Mykologen gilt dem Weitererscheinen 
von "Boletus", der Fachzeitschrift 
der Gesellschaft, der Durchführung 
von Tagungen und der finanziellen Ab-
sicherung von Vorstandsberatungen. 
Die Mykologen gehen derzeit davon 
aus, daß diese Interessen ab Januar 
1991 auf der bisherigen Basis durch 
den BNU nicht mehr gesichert werden 
können. Unter dieser Voraussetzung 
erscheint den Mykologen bisher ein 
Überführen der Strukturen in den NSBD 
als günstigste Variante, zumal die 
Mykologische Gesellschaft kein selb-
ständiger e.V. werden, sondern unter 
dem Dach einer größeren Organisation, 
die sie finanziell und personell be-
treut, weiterarbeiten möchte. 
Prof.Stubbe verwies darauf, daß es 
für die Säugetierkundler noch kein 
einheitliches Dach gab. Es wird eine 
e.V.- Gründung, ein Zusammengehen mit 
westdeutschen Gruppierungen oder eine 
gesamtdeutsche große Organisation 
diskutiert. 
Der Arbeitskreis Greifvögel und Eu-
len, den Prof.Stubbe ebenfalls lei-
tet, wird künftig als Untergruppe der 
Weltarbeitsgruppe des ICBP wirken. 
J.Haensel als Leiter des AK Fleder-
mausschutz (vom ILN geschaffen und in 
Zusammenarbeit mit dem Tierpark Ber-
lin gewirkt) war bisher in seiner Ar-
beit auf sich allein gestellt. Es gab 
bisher keine Dachorganisation. Es 
wirken (inzwischen) Landesgruppen und 
Individualisten. Er möchte keinen 
e.V. gründen, sondern seinen AK unter 
ein gemeinsames Dach stellen, welches 
der Naturschutzbund sein könnte. 
Danach informierten die Veranstalter 
(Prof.Succow, Dr.Mitlacher) auf die 
Möglichkeit der Ausstattung der Lan-
desverbände und der Fachverbände mit 
Computern, Schreibgeräten und Fahr-

zeugen sowie mit finanziellen Mitteln 
für die Arbeit. Hauptamtliche Landes-
geschäftsstellen des NSBD sind in 
Überlegung und evtl. ab 1991 in eini-
gen Ländern möglich. Bisher muß alles 
ehrenamtlich geleitet werden. 
Danach folgten noch Ausführungen zur 
möglichen Organisation der Fachaus-
schüsse und der Arbeit auf Landese-
bene im NSBD sowie die Bekanntgabe 
von Terminen für die Landesvertreter-
Versammlungen. 
 
 
TREFFEN MIT VORSTANDSMITGLIED 
DES NATURSCHUTZVERBANDES NIE-
DERSACHSEN (NVN) 
 
Berlin (hb). Am Rande der Tagung 
"Deutsch-deutsche Umweltforschung" 
ergab sich ein Treffen zwischen dem 
Vorsitzenden der Biologischen Schutz-
gemeinschaft Hunte-Weser-Ems und Vor-
standsmitglied des Niedersächsischen 
Naturschutzverbandes e.V. (NVN), 
Herrn Dr.Remmer Akkermann, Biologe 
und Wiss.Oberrat an der Universität 
Osnabrück, Abteilung Vechta und BNU-
GF Behrens. Der NVN ist auf Lan-
desebene in Niedersachsen tätig und 
nach 10jährigen Bemühungen seit drei 
Jahren als Verband nach §29 BNatSchG 
anerkannt.  
Dr.Akkermann sprach seine Ver-
wunderung darüber aus, warum es im 
BNU, der historisch gewachsenen, äl-
testen und größten und mit BRD-Ver-
bänden fachlich kaum vergleichbaren 
Umweltschutzorganisation auf ehemali-
gem DDR-Gebiet, Absetzbewegungen aus 
finanziellen oder ähnlichen Erwägun-
gen gebe.  
Er war der Auffassung, daß in der 
derzeitigen schwierigen Übergangs-
phase viele BNU-Mitglieder offenbar 
ihre Organisation zu schnell aufge-
ben, ohne Möglichkeiten der eigen-
ständigen Verbandsarbeit wirklich 
auszuloten, obwohl das Beispiel NVN 
und viele andere Beispiele aus der 
Bundesrepublik-West zeigten, daß eine 
eigenständige landesweite Verbandsar-
beit auf der Basis aktiver Mitglieder 
mit viel Erfolg möglich ist.  
Hieran anknüpfend wurden Schwierig-
keiten des BNU-Übergangs von einem 
mehr oder weniger staatlich subven-
tionierten Umweltschutzverband, in 
dem die Mitglieder nur geringe Kosten 
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aufzubringen hatten, zu einem unab-
hängigen Mitgliederverband, der sich 
vorrangig durch Mitgliedsbeiträge, 
durch Materialerstellung und -verkauf 
und durch das Einwerben von Spenden 
trägt, diskutiert.  
Herr Akkermann lud in diesem Zusam-
menhang eine Delegation des BNU für 
ein Wochenende Ende Oktober/ Anfang 
November nach Wardenburg/ Oldenburg 
ein, um über die Arbeit des NVN und 
die seiner Meinung nach zahlreichen 
"Überlebensmöglichkeiten" eines lan-
desweit tätigen Umweltschutzverbandes 
zu informieren. 
 
 
AUS DEN ZFA, FACHGESELLSCHAF-
TEN, -VERBÄNDEN UND ARBEITS-
KREISEN DES BNU 
 
Entomologische Gesellschaft 
(ce). Am 6.9.1990 trafen sich in 
Leipzig die Entomologen, um über ihre 
verbandspolitische Zukunft zu bera-
ten. Es wurde beschlossen, daß 
zunächst bis Jahresende die Entomolo-
gische Gesellschaft im BNU verbleibt, 
um dann neuerlich zu beraten. 
 
 
AK Weißstorch 
(hb). Am 10.November wollen die Mit-
glieder des AK Weißstorch über ihre 
verbandspolitische Zukunft diskutie-
ren. 
Vor kurzem ist eine neue Broschüre 
"Rettet den Weißstorch" erschienen. 
Darin werden Lebensbedingungen der 
Störche, Arealansprüche, Pflegehil-
fen, u.v.a.m. beschrieben. Die Bro-
schüre kann über die Geschäftsstelle 
bezogen werden. 
 
Geobotaniker 
(sh) Berlin, 10.Oktober 1990: An die-
sem Tage fand eine Beratung des Spre-
cherrates Geobotanik unter Leitung 
von Dr.U.Voigtländer statt. Nach ei-
ner kurzen Übersicht über den Stand 
des BNU zentral und in den Ländern 
durch BGF Behrens wurde die geobota-
nische Arbeit in den fünf nordost-
deutschen Ländern eingeschätzt. 
So hat sich die AG Mecklenburgische 
Floristen in die AG Geobotanik Meck-
lenburg-Vorpommern umgebildet. Sie 
gibt nun die Gewähr, daß die landes-
weite Zusammenarbeit der Interessen-

ten auch weiterhin gegeben ist. Eine 
eventuelle Angliederung dieser Ar-
beitsgemeinschaft an eine Natur-
schutzorganisation ist noch offen. 
Gegenwärtig bestehen Kontakte zu al-
len drei Natur- und Umweltschutzorga-
nisationen und außerdem zu Nieder-
sachsen. 
In Brandenburg sind die wenigen bota-
nischen Fachgruppen weiter im BNU tä-
tig. Dies ist nach der Gründung des 
BNU-Landesverbandes Brandenburg e.V. 
auch für die nächste Zeit (1991) ge-
geben. Die zusammengefaßten Einzelbo-
taniker in der Arbeitsgemeinschaft 
Brandenburgische Botaniker am Bereich 
Botanik und Arboretum der Humboldt-
Universität und im Floristischen Ar-
beitskreis der Niederlausitz werden 
in enger Zusammenarbeit mit dem sich 
von Westberlin aus wieder ausweiten-
den Botanischen Verein der Provinz 
Brandenburg weiterarbeiten. 
In Sachsen-Anhalt wirken vier Fach-
gruppen bzw. Arbeitskreise und viele 
"Einzelkämpfer", um deren Zusammen-
halt sich der BNU-Landesvorstand be-
müht. Die Tendenz der Mitglieder geht 
teilweise zum BUND und zum Natur-
schutzbund. 
In Sachsen sind große Unterschiede in 
den Territorien der Bezirke zu ver-
zeichnen. Während in Dresden der BNU-
Zusammenhanlt durch Frau Annelies 
Eschke mit großem Einsatz betrieben 
wird, ist in Chemnitz alles sehr ver-
laufen, Leipzig konnte nicht einge-
schätzt werden. Während sich die 
Geobotaniker in Dresden doch stark 
zum Naturschutzbund hingezogen füh-
len, ist dies in den anderen beiden 
ehemaligen Bezirken noch offen. Ge-
genwärtig arbeiten die Geobotaniker 
unter dem Dach des BNU weiter. 
In Thüringen profiliert sich die im-
mer schon außerhalb des Kulturbundes 
wirkende Thüringische Botanische Ge-
sellschaft e.V. jetzt stärker. In Go-
tha arbeitet noch eine aktive Fach-
gruppe Botanik im BNU. Die Freunde 
der heimischen Orchideen (insbeson-
dere in Jena) wollen als Thüringer 
Orchideen-Arbeitsgemeinschaft künftig 
im Naturschutzbund wirken. 
Von dieser Sitzung ausgehend emp-
fiehlt der Sprecherrat Geobotanik 
folgende Empfehlungen: 
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- Im Interesse einer weiterhin kom-
plexen Zusammenarbeit an territorial 
übergreifenden Vorhaben wie Kartie-
rungen, Bearbeitung von Schutzgebie-
ten, Durchführung von Tagungen, Semi-
naren und Exkursionen sollten Landes-
fachausschüsse Geobotanik gebildet 
werden, die die Arbeit auf Landese-
bene koordinieren, unabhängig von der 
Zugehörigkeit der einzelnen Gruppen 
zu Naturschutzvereinigungen. 
 
- Kontaktadressen für die einzelnen 
Länder: 
Mecklenburg-Vorpommern: 
Dr.Ulrich Voigtländer, Teterower Str. 
28a, Waren/Müritz 2060 
Brandenburg: 
Dr.Dieter Benkert, Egon-Schulz-Str.9, 
Potsdam-Babelsberg 1502, Siegfried 
Hamsch, Neue Jakobstr.28, Berlin 
1020, Hubert Illig, Bersteweg 9, 
Luckau 7960 
Sachsen-Anhalt: 
Dr.Uwe Wegener, Mozartstr.28, Halber-
stadt 3600, Doz.Dr.Erich Weinert, Am 
Kirchtor 3, Halle 4020 
Sachsen: 
Dr.Hans-Jürgen Hardtke, Georg-Pa-
litzsch-Str.11, Dresden 8036, Dr.Hans 
Köhler, Talstr.33, Leipzig 7010, 
Dr.Susanna Kosmale, Clara-Zetkin-Str. 
19, Zwickau 9550 
Thüringen: 
Dr.Werner Westhus, Otto-Schwarz-
Str.34, Jena-Winzerla 6908 
 
- Der auf der V.Zentralen Tagung für 
Botanik vom 18.-20.Mai 1990 in erfurt 
gewählte und konstituierte Sprecher-
rat Geobotanik wird auch 1991 weiter-
wirken. Er wird für die fünf (sechs) 
nordostdeutschen Länder verbandsunab-
hängig tätig sein. 
 
Als letzten Punkt beriet der Spre-
cherrat noch mögliche Vorhaben für 
1991. So soll im Frühjahr 1991 die 
nächste Beratung des Sprecherrates 
stattfinden. Das Manuskript mit der 
inzwischen vorliegenden Mehrzahl der 
Vorträge der V.Zentralen Tagung für 
Botanik vom Mai 1990 wird im November 
1990 in Druck gehen, damit im ersten 
Quartal 1991 die Broschüre unter dem 
Titel "Flurgestaltung und Floren-
schutz" erscheinen kann. Eine Auf-
stellung der wichtigsten Veranstal-
tungen in den Ländern wurde begonnen 

und hier die Bitte ausgesprochen, 
diese durch Mitteilungen von geplan-
ten Veranstaltungen 1991 an die ge-
nannten Kontaktpersonen bis Ende No-
vember zu ergänzen, damit der Veran-
staltungskalender 1991 noch in diesem 
Jahr vom Sekretariat des BNU zusam-
mengestellt, vervielfältigt und ver-
schickt werden kann. 
 
Ichthyofaunistik 
(sh) Im Fachgebiet Ichthyofaunistik 
als Teil des ehemaligen ZFA Feldher-
petologie und Ichthyofaunistik wirken 
noch einzelne Mitglieder und Fach-
gruppen innerhalb des BNU in den 
Kreisen. Es gibt aber keinen zentra-
len Arbeitskreis mehr, da Dr. H.-J. 
Paepke seine Funktion als AK-Leiter 
und damit auch seine Vertretung im 
Koordinierenden Rat des BNU niederge-
legt hat. In zwei Beratungen ist es 
Dr.Paepke nicht gelungen, ein anderes 
Mitglied der AK-Leitung als Verant-
wortlichen zu finden. Die Mehrzahl 
der Mitglieder ist inzwischen zum 
NSBD übergetreten. 
 
Dendrolog. Gesellschaft (Berlin) 
(hb) Auf einem Treffen am 8.10.1990 
stellte sich heraus, daß die Berliner 
Dendrologen weiterhin im BNU tätig 
sein werden. Die notwendigen Arbeiten 
werden von der Geschäftsstelle über-
nommen. Noch im November soll ein 
Treffen mit Berliner (ehemaligen) 
BNU- Mitgliedern stattfinden, bei dem 
die veränderten Bedingungen und eine 
mögliche Rorganisierung des Natur- 
und Umweltschutzes in der Stadt dis-
kutiert werden sollen. 
 
 
DDR-UMWELTMINISTERIUM ÜBERGING 
BNU UND BUND !! 
 
Skandalös verlief die Vergabe von 1,3 
Millionen DM Fördermittel für Umwelt-
verbände auf dem Gebiet der ehemali-
gen DDR. Mit der Klausel, daß nur 
nach §29 BNatSchG anerkannte Natur-
schutzverbände bedacht werden soll-
ten, floß der gesamte Betrag einzig 
und allein dem Naturschutzbund 
Deutschlands zu, trotz eindringlicher 
Aufforderung von BNU und BUND an den 
damaligen Umweltminister Steinberg, 
für eine gerechte Verteilung der Mit-
tel zu sorgen.  
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So wird Konkurrenz und schlechte At-
mosphäre zwischen dem Ministerium und 
den Verbänden und unter den Verbänden 
ohne Not erzeugt. Zu Lasten der Um-
welt übrigens. Gewollt? 
Nach mündlicher Information sollen 
auf Nachfragen die Worte gefallen 
sein: "Für alte Organisationen so-
wieso keine müde Mark!" Da darf doch 
erstens die Frage erlaubt sein, ob 
das Umweltministerium den neuen BNU, 
seine Ziele und Satzung überhaupt zur 
Kenntnis nahm, zweitens aber auch, 
wie viele aus dem ehemaligen DDR-Um-
weltministerium selbst in der "alten" 
GNU Mitglied und dort in Amt und Wür-
den waren! Und schließlich, wie viele 
z.B. aus dem "neuen" Naturschutzbund 
nicht in der GNU waren? Die Ge-
schichte ist nicht zu betrügen. Man 
kann nur zu ihr stehen. Und das wol-
len wir. Es gibt nichts zu verbergen. 
 
 
TAGUNGSBERICHT:  
Tagung des Arbeitskreises arbeitsori-
entiere Raumordnungs- und Regional-
wissenschaft vom 30.6.1990 zum Thema 
"Stadt- und Regionalpolitik im Zei-
chen des DDR-Anschlusses"  
 
Dortmund. (hebö) Zum genannten Thema 
wurden am 30.6. folgende Themen refe-
riert und diskutiert: 
 
1. DR.BERND HUNGER vom Institut für 
Städtebau und Architektur der Bauaka-
demie der DDR, Berlin, referierte zum 
Thema "Hauptprobleme der Stadt- und 
Regionalentwicklung im Zuge der Ver-
einigung". 
 
a) Zunächst berichtete er von der 

1.Stadtkonferenz-Großraum Berlin 
(Ende Juni 1990), auf der der 
Handlungsbedarf zwecks kontrol-
lierter sozialer und ökologi-
scher Entwicklung des Großraums 
Berlin diskutiert wurde. Erfor-
derlich sei eine über einen zu 
schaffenden Zweckverband Berlin 
integrierte Infrastrukturpla-
nung, Bodenvorrats- und Gewerbe-
flächenpolitik, die die Pla-
nungsschwächen und Erpreßbarkei-
ten der Umlandgemeinden aus-
schalte. Nur so könne einem 
scharfen Zersiedelungsdruck 
entgegegewirkt werden. 

b) Eine erste Grobklassifikation 
der Entwicklungsmöglichkeiten 
für die DDR-Regionen wurde nach 
den Kriterien Lagegunst, ökono-
mische Stabilität, Stadtkultur 
und Regionalbewußtsein, Wissen-
schaftspotential, technische In-
frastruktur und Kommunikations-
wesen sowie Innovationsgeist in 
den Verwaltungen versucht. Da-
nach haben das Thüringer Becken, 
Berlin und die Küstenregion gün-
stige, Dresden, Magdeburg und 
Mecklenburg mittlere sowie die 
Niederlausitz sowie die Region 
Halle-Leipzig negative Merkmale 
aufzuweisen. 

c) Als allgemeine Problempunkte 
der Stadtpolitik bezeichnete er 

- das Fehlen einer demokratischen 
Kultur der Stadtplanung und -
verwaltung, 

- den Verlust der im Herbst 1989 
kurzzeitig erkämpften politi-
schen Stadtkultur sowie das Feh-
len einer Tradition der Sozial-
planung im Stadtumbau, 

- unrealistische Vorstellungen 
über die Möglichkeiten der Ko-
stendeckung städtischer Dienst-
leistungen durch Gebühren und 
Beiträge (und damit auch über 
die Privatisierung) und damit 

- Tendenzen einer "Amerikani-
sierung" der Stadtpolitik mit 
der Gefahr, daß die ehemalige 
DDR diesbezüglich als 'Trojani-
sches Pferd' für die BRD-West 
fungieren könne. 

d) Bernd Hunger forderte schließ-
lich im Rahmen eines Städte-
bauförderungsprogramms für die 
DDR 

- ein Stadterneuerungsgesetz, 
- eine Gebäudeinstandsetzungsab-

gabe, 
- ein Wertausgleichsprogramm 

zwecks Abschöpfung von Spe-
kulationsgewinnen. Das er-
forderliche Förderungsvolumen 
schätzte er auf 20-30 Milliarden 
DM pro Jahr. Eine gute 
Orientierungsgrundlage für die 
Stadt- und Regionalpolitik 
stellten die "Empfehlungen zur 
kommunalen und regionalen Ent-
wicklung und Planung in der DDR" 
dar, die von der "Ständigen Kon-
ferenz der Professoren für Städ-
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tebau an den deutschsprachigen 
Hochschulen" Ende Mai 1990 erar-
beitet wurden (Bezugsquelle: In-
stitut für Städtebau, Wohnungs-
wesen und Landesplanung, Prof. 
F.Spengelin, Univ. Hannover, W-
3000 Hannover). 

2. DR.HOLGER SCHMIDT aus Weimar, Mit-
arbeiter eines Planungsbüros für Ge-
neralbebauungs- und Stadtplanung, be-
richtete am Beispiel der Kleinstadt 
Bleichenrode im Harz über derzeit ty-
pische Probleme, die bei der Aufstel-
lung von Flächennutzungsplänen mit 
Schwerpunkt Gewerbestandorte beste-
hen. Es gebe bis dato keine Diskus-
sion über Stadtentwicklungsfragen; 
die Sicherheit der ansässigen Be-
triebe sei nie angezweifelt, eine Al-
ternativplanung folglich nie in Erwä-
gung gezogen worden; es herrsche 
große Unsicherheit über die nun gül-
tigen Verfahren nach Baugesetzbuch 
der BRD-W, die außerdem für den aktu-
ellen Bedarf viel zu langwierig 
seien. 
3. DR.HERMANN BÖMER, Universität 
Dortmund, referierte über die "Skizze 
eines Umbauprogramms für die DDR", 
das sich vor allem mit Fragen der En-
ergie- und Verkehrspolitik in den 
Bundesländern der BRD-Ost be-
schäftigte und in gekürzter Form Ein-
gang in das "Sondermemorandum" der 
Arbeitsgruppe Alternative Wirt-
schaftspolitik gefunden hat, die 
jährlich parallel zum "Sachverständi-
genrat zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung" ("der 
Rat der 5 Weisen") ein Alternativgut-
achten vorlegt. Trotz aller negativen 
Entwicklungen und insbesondere wegen 
der Automobilisierungseuphorie seien 
die Realisierungschancen für eine 
eher ökologisch orientierte Verkehrs- 
und Energiepolitik allein deshalb 
nicht völlig verbaut, weil sie letz-
lich erheblich weniger Investitionen 
erfordern würde und damit für den 
Bundeshaushalt erheblich billiger 
sei. 
4. DR.GÜNTHER BACHMANN, Berlin, Um-
weltbundesamt, referierte schließlich 
zum Umweltrahmengesetz vom 8.Juni. 
Neben zahlreichen Verbesserungen für 
die DDR bringe dieses Gesetz im Ver-
gleich zur Gesetzeslage der BRD aber 
wesentliche Verschlechterungen mit 
sich. Zu nennen sind die Nichtüber-

nahme von wichtigen Gesetzen (Pflan-
zenschutzgesetz, Düngemittelgesetz, 
Gesetz zur Verbrennung auf Hoher 
See), die Abschwächung von ge-
setzlichen Bestimmungen, z.B. im Im-
missionsschutzgesetz durch die Durch-
löcherung des "Standes der Technik" 
usw..  
Bachmann nannte auch als Nega-
tivbeispiel die Bodenordnung: Hier 
werde ein Bodenschutzrecht nicht ein-
geführt. Es finde sich ebenfalls 
keine Regelung für die steuerliche 
Behandlung des Bodenwertzuwachses, 
der in den nächsten Jahren Dutzende 
von Milliarden DM betragen werde.  
Außerdem existiere in den Ländern der 
BRD-Ost noch keine (schlagkräftige) 
Verwaltungs- und Gesetzesvollzugs-
struktur. Dem diesbezüglichen Trans-
fer von Fachwissen würde von Seiten 
der Politik viel zu wenig Aufmerksam-
keit geschenkt. 
Die nächste Tagung des Arbeitskreises 
arbeitsorientierte Regionalwissen-
schaft wird vom 23.-25.11.1990 in 
Weimar tagen. Das Thema wird dort vor 
dem Hintergrund der dann erfolgten 
Entwicklung fortgesetzt. Interessen-
tInnen sind willkommen. 
Kontakt: Dr.Hermann Bömer, Univ. 
Dortmund, FB Raumplanung, Postfach 
500500, 46 Dortmund 50, Tel.: 7552509 
und 
Bernd Hunger, ISA-Berlin, Machlewski-
Str.90, 1034 Berlin-O. 
 
 
TAGUNGS- UND 
AUSSTELLUNGSKALENDER 0KT/NOV.  
 
25.-27.10.90 Berlin. Der Deutsche Rat 
für Landespflege führt ein Seminar 
"Flächensicherung für Naturschutz und 
Landschaftspflege auf dem Gebiet der 
ehemaligen DDR" durch. Ziel des Semi-
nars ist es, Fachkollegen und -kolle-
ginnen aus den Bundesländern BRD-West 
und -Ost zusammenzuführen, um die 
Grundlagen und verschiedenen Aspekte 
der Flächensicherung nach dem gelten-
den Naturschutzrecht zu diskutieren. 
Tagungsort: TU Berlin, Ernst-Reuter-
Haus, Str. d. 17.Juni 110. Weitere 
Informationen: DRFL, Konstantinstr. 
110, 5300 Bonn 2, Tel.: 334097 
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12. und 13.11.1990 Hankensbüttel 
Workshop der Aktion Fischotterschutz 
e.V., Otter-Zentrum Hankensbüttel bei 
Celle. Thema ist die frage der Rena-
turierung, Revitalisierung, des Rück-
baus von Fließgewässern in der Agrar-
landschaft. Anspruch und Wirklich-
keit. Nähere Informationen: Aktion 
Fischotterschutz e.V., Postfach 
1216,W-3122 Hankensbüttel, Tel.: 6055 
 
15.11.1990 Königswinter. Tagung der 
Friedrich-Naumann-Stiftung (FDP-nahe) 
zum Thema "Frieden in Grün. Ost-West-
Verhältnis im Umweltbereich", Königs-
winterer Str.41, 5330 Königswinter 
41,. Weitere Informationen: Fried-
rich-Naumann-Stiftung, Tel.: BRD-W, 
02223-701260 
 
23.-25.11.1990 Weimar. Tagung des 
"Arbeitskreises arbeitsorientierte 
Regionalwissenschaft" zum Thema 
Stadt- und Regionalpolitik im Zeichen 
des DDR-Anschlusses" (näheres siehe 
oben unter "Tagungsbericht") 
 
7.-9.12.1990 Konstanz. Tagung der 
Friedrich-Naumann-Stiftung (FDP-nahe) 
zum Thema "Marktwirtschaft und Um-
weltschutz". Weitere Informationen: 
Friedrich-Naumann-Stiftung. Waldhaus 
Jacob, Eichhornstr.84, 7750 Konstanz, 
Tel.: BRD-W, 07531-81000 
 
20.10.1990-1.4.1991 Berlin. Im Hei-
matmuseum Neukölln (Mi 12-20 Uhr, Do-
So 10-17 Uhr) wird im genannten Zeit-
raum eine Ausstellung unter dem Thema 
"Z.B. Asbest. Ein Stein des Anstoßes. 
Kulturelle und soziale Dimensionen 
eines Umweltproblems" gezeigt. Damit 
soll unter Einbeziehung aktueller um-
weltpolitischer Probleme ein Einstieg 
in die Historische Umweltforschung 
auf lokaler und regionaler Ebene ver-
sucht werden. Das Projekt ist einge-
bettet in ein größeres For-
schungsvorhaben zur Industrie- und 
Umweltgeschichte des Bezirks 
Neukölln. Die Ausstellung wird in Zu-
sammenarbeit mit dem Umweltbundesamt 
(UBA) und dem Dt.Heimatbund durchge-
führt. 
 
16.11.1990 Bonn. Energietag '90. Ver-
anstaltungsschwerpunkte: Weltbevölke-
rungsentwicklung als Schlüsselfrage 
für Energie und Umwelt. Energieper-

spektiven Europas. Veranstalter ist 
das Nationale Komitee des Weltener-
gierates für die Bundesrepublik. In-
formationen und ausführliches Pro-
gramm: Inforum Verlags- und Verwal-
tungsgesellschaft mbH, Heussallee 10, 
5300 Bonn, Tel.: 5070 
 
 
"Rettet die BNU (GNU)- Geschichte!"  
 
Wir bitten alle Freunde und Freundin-
nen von Natur und Umwelt, alle ehema-
ligen Mitglieder, Freunde und Freun-
dinnen und alle Interessierten, Mate-
rial, das Zeugnis ablegt von der Ar-
beit des BNU (der GNU, der Abt. "Na-
tur und Heimat" im Kulturbund ...) zu 
retten, wo immer es vorhanden ist!  
Durch die Auflösung der Kreis- und 
Bezirksgeschäftsstellen des Kultur-
bundes droht die BNU/GNU-Geschichte 
den berühmten Bach hinunterzugehen. 
Etliches wurde bereits vernichtet.  
Alles redet über Stasi-Akten, 
keine(r) über Akten, die von der be-
wahrenswerten Geschichte der Umwelt-
bewegung der DDR zeugen (könnten)!  
Wenn auch derzeit kein großes Inter-
esse oder keine Zeit zur Aufarbeitung 
der Geschichte besteht: Es ist mit 
Sicherheit davon auszugehen, daß die-
ses Interesse wächst, wenn sich erst 
Normalität im Alltag eingestellt hat. 
Welch mühsames Unterfangen droht 
denen, die diese Geschichte aufarbei-
ten wollen, wenn dieses Archivmate-
rial verloren geht. 
In diesem Sinne bitten wir herzlich 
darum, uns Hinweise auf den Verbleib 
von Material zur Geschichte des 
BNU/der GNU/ der Natur- und 
Umweltschutzarbeit vor Ort zu geben 
oder uns solches Material direkt zur 
Aufbewahrung zu schicken, wenn es 
nicht selbst gelagert werden kann 
oder soll. Gleichzeitig bitten wir 
darum, daß Menschen, die solches Ma-
terial besitzen, uns ihre Adressen 
schicken mit Angaben über das vorhan-
dene Material. 
Die Mitarbeiter der Geschäftsstelle 
sehen ihre Hauptaufgabe bis Ende des 
Jahres darin, das vorhandene Material 
zu sichern, zu sichten, karteimäßig 
zu erfassen und für eine langfristige 
Lagerung zu sorgen. Ziel ist es, die 
Zugänglichkeit des Materials für For-
schung und Lehre herzustellen und so 
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der Nachwelt 40 Jahre Umweltschutz-
arbeit der DDR zu sichern. 
 
 
VERSCHIEDENES 
 
Die Bundesschule des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes (DGB) sucht auf Ho-
norarbasis dringend Referenten und 
Referentinnen für seine Bildungsar-
beit. Diese soll zum Thema "Umwelt-
probleme und Umweltschutz im Betrieb" 
(rechtl., ökon., pol., ökon. Aspekte) 
in Form von Seminaren mit interes-
sierten Arbeitnehmern und Arbeitneh-
merinnen in Betrieben auf dem Gebiet 
der ehemaligen DDR durchgeführt wer-
den. Bei Interesse bitte Kontakt auf-
nehmen mit der DGB-Bundesschule, c/o 
Thomas Voß, Am Homberg 46-50, 4320 
Hattingen/Ruhr, Tel.: 22421 oder mit 
der Bundesgeschäftsstelle des BNU, 
c/o Hermann Behrens.  
 
BNU-VertreterInnen in die Landesstif-
tungen für Umwelt- und Naturschutz 
(S.U.N.) 
Im Mai 1990 haben Umweltschützer und 
Persönlichkeiten des öffentlichen Le-
bens aus Ost und West die S.U.N. ins 
Leben gerufen. Mittlerweile bestehen 
Landesstiftungen gleichen Namens, die 
sich das Ziel setzen, förderungswür-
dige Projekte materiell zu unterstüt-
zen, indem sie Fördermittel er-
schließt und nach einem noch zu er-
stellenden Kriterienkatalog vergibt.  
Als erstes Projekt wurde die Mahd der 
Spreewaldwiesen realisiert. Ein Un-
ternehmen der Versicherungsbranche 
der BRD-West sichert durch Zahlung 
von ca. 300.000 DM die Mahd von etwa 
450 ha Spreewaldwiesen, die seit 10 
Jahren nicht mehr gemäht wurden. Da-
durch nahmen Verbuschung und Verwal-
dung dieser typischen Feuchtwiesen 
zu. 
Die Umweltverbände sind nunmehr auf-
gefordert, Persönlichkeiten für die 
Landesvorstände der Stiftungen zu be-
nennen. Zu diesem Zweck möchten wir 
die BNU-Landesvorstände bzw. -ge-
schäftsstellen bitten, sich schnell 
mit der S.U.N.-Geschäftsstelle in 
Berlin, Tschaikowskistr.4, Berlin-
Pankow 1110 in Verbindung zu setzen. 
Tel.: 2336083 
 
 

Wanderausstellung "Grün kaputt".  
Weimar (hb). Für den 25.5.1991 ist 
die Eröffnung der Ausstellung "Grün 
kaputt" in Weimar (Belvedere) ge-
plant. Die Ausstellung wird gemeinsam 
vom BNU und vom BUND gezeigt. In ihr 
werden in Form von Farbfotos und vor-
her-nachher-collagen Möglichkeiten 
der Gestaltung von devastierten Land-
schaftsbestandteilen dargestellt. Die 
Ausstellung soll bis zum 30.6.1991 in 
Weimar verbleiben und dann weiterwan-
dern, aber wohin...? 
Um dies zu erfahren, möchte der Lan-
desvorstand des Bund für Naturschutz 
Bayern (im BUND) noch möglichst im 
Laufe des Oktober  Informationen dar-
über haben, in welchen Städten der 
ehemaligen DDR die Ausstellung "Grün 
kaputt" ab 1.7.91 noch gezeigt werden 
soll. Wenn BNU-Gruppen in Städten der 
ehemaligen DDR Interesse an der Aus-
stellung haben, dann mögen sie sich 
bitte schnellstens in der Geschäfts-
stelle des BNU in Berlin, PF 34, 1030 
Berlin, Tel.: 2805176 melden. Die 
Ausstellung ist kostenlos und wird 
bei Interesse vorbeigebracht und auf-
gestellt!!!!  
 
Kiechle fordert verstärkte Flächen-
stillegung 
(hb) Geht es nach dem Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (BMELF), so sollen Flächen-
stillegungen in der BRD, insbesondere 
im Osten der BRD, drastisch ausge-
dehnt werden. Flächenstillegungen 
wurden in der Vergangenheit auch mit 
umweltpolitischen Argumenten begrün-
det. Sie seien geeignet, die Intensi-
tät der Landbewirtschaftung zu ver-
ringern. 
Der Umweltschutz (Bodenschutz) tritt 
jedoch lediglich - wenn überhaupt - 
als Nebeneffekt auf, weil die Ent-
scheidung von Landwirten, Flächen 
stillzulegen bzw. zu extensivieren, 
ausschließlich auf betriebswirt-
schaftlichen Erwägungen beruht. In 
den intensiv genutzten landwirt-
schaftlichen Gebieten der BRD-West, 
so etwa in Südoldenburg, blieben die 
Flächenstillegungsprogramme vollkom-
men ohne Wirkung. Dort wird jeder 
Quadratmeter Boden gebraucht. Boden 
ist knappe Ware, Höchstpreise für Bo-
dennutzung (Pacht) oder -kauf (Boden-
preis) sind die Folge. 
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Die Dimension des Naturschutzes und 
des Bodenschutzes (z.B. Nähr- und 
Schadstoffdynamik) bleibt in den 
Stillegungsprogrammen weitgehend un-
berücksichtigt. Die stillgelegten 
Flächen sind in aller Regel nicht 
solche, die aus naturschutz- oder bo-
denschutzfachlicher Sicht stille-
gungswürdig sind. Eine fachliche Be-
gleitung fehlt. Darüberhinaus wurden 
z.B. in Nordrhein-Westfalen unsoziale 
Folgen festgestellt, weil kleinere 
Betriebe aus ökonomischen Gründen 
kaum teilnehmen konnten und größere 
sich durch die Stillegung bereits ex-
tensiv genutzter, ertragsarmer Flä-
chen zusätzliches Geldkapital ver-
schafften. 
Die Flächenstillegungsprogramme, die 
in absehbarer Zukunft mit Vehemenz in 
die ehemalige DDR Einzug halten wer-
den, sind aus umweltpolitischen Grün-
den abzulehnen. Stattdessen sind flä-
chendeckende Bodennutzungskonzepte 
vonnöten. So könnte endlich begonnen 
werden, die in der BRD-West politisch 
vielgelobten, aber praktisch wir-
kungslos gebliebenen §§5ff. des 
BNatSchG, die Bestimmungen über Land-
schaftsplanung, in den Gebieten der 
BRD-Ost weiterzuentwickeln und umzu-
setzen. Zu den Voraussetzungen und 
Möglichkeiten gehören in diesem Zu-
sammenhang 
- die Erhaltung und Stützung der LP-
Gen bzw. der Grundeigentumsverhält-
nisse (keine Zersplitterung des Bo-
deneigentums oder der -nutzung). 
Keine Stillegungs-, sondern Bewirt-
schaftungsprämien, die nach natur-
schutz- und bodenschutzfachlichen 
Kriterien ermittelt werden sollten. 

- die Aufstellung von LPG-weiten 
Landschaftsplänen als Teil der zu 
erstellenden Flächennutzungspläne 
der Gemeinden und die Kopplung der 
Bodennutzung an die in den Land-
schaftsplänen vorgegebenen, natur-
schutzfachlich und bodenschutzfach-
lich erarbeiteten Ziele (Stichwort: 
Standortgemäße Agrarproduktion). 
Keine bewußtlose Auslieferung der 
ostdeutschen Landwirte an den 
Markt. 

- die Integration von Bodennutzungs-
verordnungen in die Land-
schaftspläne. Die Bodennutzungsver-
ordnungen sollten die Kriterien der 
Dauerhaftigkeit und Nachhaltigkeit 

(nach §1 BNatSchG) erfüllen und un-
ter Beteiligung der Landwirte er-
stellt werden. Sie sollten auch 
nach Bewirtschaftungsformen diffe-
renzierte Gebühren- und Erstat-
tungsregelungen enthalten. 

- verwaltungsseitig die ständige na-
turschutz- oder bodenschutzfachli-
che Betreuung der LPGen (wie es 
z.T. schon in der Vergangenheit der 
Fall war), durch bei den Kreisen 
angestellte LandschaftsplanerInnen 
oder BodenkundlerInnen o.ä.. Teil 
dieser Betreuung wären z.B. ökolo-
gisch orientierte Weiterbildungs-
maßnahmen. 

- keine großflächigen Stillegungen, 
z.B. durch Aufforstungen, sondern 
naturschutzgerechte Weiterbewirt-
schaftung der für die Marktproduk-
tion unrentablen Standorte durch 
staatlich subventionierte Landwirte 
("Reproduktionsbauern" in großzügi-
ger Weiterentwicklung der Förde-
rungskonzepte des ökologischen 
Landbaus), z.B. nach dem Vorbild 
der norwegischen Agrarpolitik. Geld 
ist genug vorhanden, denn in Brüs-
sel wird jährlich mehr Geld in die 
Lagerung von Überschußprodukten ge-
steckt als die BRD-West-Landwirte 
erwirtschaften. Diese Gelder könn-
ten umgelenkt werden. 

 
 
"Naturpark" - eine Schutzkategorie 
ohne Schutzwirkung 
Ein großer Teil des Nationalparkpro-
gramms hat bekanntlich den rechtli-
chen Status eines Naturparks erhal-
ten. Das sind nach §16 BNatSchG sol-
che "einheitlich zu entwickelnde und 
zu pflegende Gebiete, die 
1. großräumig sind, 
2. überwiegend Landschaftsschutzge-
biete oder Naturschutzgebiete sind, 

3. sich wegen ihrer landschaftlichen 
Voraussetzungen für die Erholung 
besonders eignen und 

4. nach den Grundsätzen und Zielen 
der Raumordnung und Landesplanung 
für die Erholung oder den Fremden-
verkehr vorgesehen sind." 

Dieser Status garantierte in der BRD-
West jedoch keinen Naturschutz. So 
zeigen Erfahrungen beispielsweise aus 
dem "Naturpark Dümmer" in Südwest-
Niedersachsen, daß dort große Teile 
der nach der RAMSAR-Konvention als 
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Feuchtgebiete internationaler Bedeu-
tung ausgewiesenen Dümmerwiesen im 
Westteil des Naturparks zu Ackerland 
umgebrochen und durch die intensive 
Landwirtschaft (Massentierhaltung mit 
hohem Anfall von Gülle) stofflich 
hoch belastet sind. Durch die 
stofflichen Belastungen droht der 
Dümmer, eines der letzten Refugien 
für Wasser- und Watvögel im nieder-
sächsichen Binnenland, innerhalb we-
niger Jahre zu verlanden. Der Frem-
denverkehr brachte zusätzliche Kon-
flikte in dieses Gebiet. So konnten 
die Gemeinden bis heute keine fachge-
rechte Entsorgung des anfallenden 
Touristenmülls oder der -exkremente 
gewährleisten. 
Alles in allem hat der Schutzstatus 
"Naturpark" mehr Probleme verursacht 
als gelöst. 
Angesichts der großen Erwartungen an 
die Wirksamkeit des Nationalparkpro-
gramms ist also Vorsicht geboten, 
zumal bereits bekannt wird, daß die 
einstweilig gesicherten Gebiete kei-
neswegs gesichert scheinen.  
 
 
Nach der Roten Armee und der NVA 
kommt die Bundeswehr 
Denn insbesondere die Flächen, die 
vor der einstweiligen Sicherstellung 
durch das Militär genutzt wurden, 
etwa als Truppenübungsplatz, sind 
nicht gesichert. So hat bereits das 
Bundesverteidigungsministerium An-
sprüche u.a. auf die vormals militä-
risch genutzten Teile der Natur-
schutzgebiete Zingst und Colbitz-
Letzlinger Heide angemeldet. Da be-
kanntlich gewichtige Teile der Ge-
biete des Nationalparkprogramms ehe-
mals Militärflächen sind und die Bun-
deswehr von ihren bisherigen Stand-
orten, z.B. aus der Lüneburger Heide, 
nach Osten verlegt wird, werden neue 
Nutzungskonflikte auf die Umweltbewe-
gung der ostdeutschen Länder zukom-
men. Dagegen regt sich allerdings be-
reits Widerstand, beispielsweise in 
Gardelegen in der Colbitz-Letzlinger 
Heide.  
Dort wurde Mitte der dreißiger Jahre 
ein Truppenübungsgelände der Deut-
schen Wehrmacht eingerichtet. Nach 
dem Zweiten Weltkrieg und einer kur-
zen amerikanischen Besatzungszeit er-
folgte die Nutzung des Geländes durch 

die sowjetischen Streitkräfte und 
später auch durch andere Armeen der 
Warschauer Vertragsstaaten. 
Aus einem relativ kleinen Schießplatz 
wurde innerhalb von wenigen Jahrzehn-
ten eine ca 200 km2 große Wüste. 
Durch Schieß- und Fahrübungen, Brände 
und Abholzen ist ein fast baumloses 
Gebiet in der Altmark entstanden.  
Derzeit wird in enger Zusammenarbeit 
zwischen der Kreisverwaltung Gardele-
gen und der sowjetischen Armeeverwal-
tung die Auflösung des Truppenübungs-
platzes mit dem Ziel einer zivilen, 
naturschutzorientierten Nachnutzung 
betrieben.  
Diese Entwicklung ist nunmehr gefähr-
det, denn es gibt militärische Nach-
nutzungsinteressen von seiten der 
Bundeswehr. Daher rief die "Bürgeri-
nitiative Colbitz" zum 23.9.90 zu ei-
ner Kundgebung auf, zu der sie fol-
genden Aufruf veröffentlichte: 
"Zur Durchsetzung des Bürgerwillens, 
einer Auflösung des Schießplatzes in 
der Heide, zur Sicherung unseres le-
bensnotwendigen Trinkwassers und zur 
Wiederbewaldung brauchen wir die 
Hilfe aller. 
Die Kundgebung ist dringend notwen-
dig, da es starke Bestrebungen gibt, 
dieses Militärgebiet nach Abzug der 
Sowjetarmee als militärisches Sperr-
gebiet weiter zu erhalten. Sie ist 
Ausdruck der verbesserten Zusammenar-
beit mit der Sowjetarmee. 
Da die Militärs sehr aktiv sind, ist 
es dringend erforderlich, mit dieser 
Kundgebung unserem Volkswillen auch 
mit Hilfe der aufgerufenen Medien 
Nachdruck zu verleihen. 
Helft mit, daß die Heide wieder zu 
Wald, zur grünen Lunge Sachsen-An-
halts wird und uns weiterhin sehr 
sauberes Trinkwasser für 600.000 Men-
schen erhalten bleibt. 
Zeigt Eure Verbundenheit zur Natur 
auch damit, daß die Anfahrt nach Col-
bitz zum Dolken vorzugsweise mit dem 
Fahrrad geschieht...". 
 
 
WICHTIGE INFORMATIONEN AUS DER BUN-
DESGESCHÄFTSSTELLE BERLIN, POSTFACH 
34, 1030 BERLIN, TEL.: 2805176 
 
Zukunft von "Der Falke" 
(sh). Die Zeitschrift "Der Falke" er-
scheint vorerst im Urania-Verlag wei-
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ter. Ab Januar 1991 hat sie eine ver-
besserte Aufmachung, was einen neuen 
Preis von etwa 3,50 DM zur Folge hat. 
Diese Zeitschrift ist also weiterhin 
im Post-Abo zu beziehen. 
 
Folgendes Material ist noch vorhanden 
und kann über unsere Geschäftsstelle 
bestellt werden: 
 
- Beiträge zur Gehölzkunde 1989 (7,- 

DM); hier sind auch ältere Jahr-
gänge noch vorhanden  

- "Inventarisation und Florenschutz", 
I. Zentrale Tagung für Botanik 
1973 (2,50 DM), 

- "Florenwandel und Florenschutz", 
II. Zentrale Tagung für Botanik 
1977 (3,-DM), 

- "Biotop- und Florenschutz", III. 
Zentrale Tagung für Botanik 1981 
(3,50 DM), 

- "Populationsökologie und Flo-
renschutz", IV. Zentrale Tagung 
für Botanik 1985 (4,- DM), 

- "Liste ökologisch bedeutsamer Be-
reiche auf dem Territorium der 
DDR" (1,-DM), 

- "BOLETUS", Zeitschrift für Mykolo-
gie, verschiedene Hefte (je Heft 
5,-DM, ältere Hefte 3,-DM), 

- "Bildmappe Heimische Orchideen-
Aquarelle", 1.Teil (25,-DM), 

- "Vortragsband zur Ehrung von Johann 
Friedrich Naumann 1980" (5,-DM), 

- "Gedenkcolloquium zum 200. Geburts-
tag von Christian Ludwig Brehm 
1987" (4,-DM), 

- "Mitteilungen der DDR-Sektion des 
Internationalen Rates für Vogel-
schutz 1989" (5,-DM), 

- "Merkblätter zum Schutz von Weiß-
storch und Uferschwalbe" (je 0,50 
DM), 

- "Mineralbestimmung durch einfache 
chemische Analytik (8,- DM) 

- Exemplare der "Fundgrube". Sämtli-
che Jahrgänge (je Ex. 3,-DM) 
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